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Niedrige Corona-Infektionszahlen

Vorteil Ostdeutschland
Seit Ausbruch der Corona-Pandemie in Deutsch-
land ist das Infektionsgeschehen räumlich un-
gleich verteilt: Während der alte Westen ver-
gleichsweise hart getroffen wird, scheint das Virus 
in den ostdeutschen Bundesländern nur langsam 
voranzukommen. Was steckt dahinter? Und lässt 
sich daraus Nutzen ziehen?

Wir alle kennen mittlerweile 
diese Karten: größere und 
kleinere Ballons, verteilt auf 
das Bundesgebiet, je dichter, 
desto dunkler. Blickt man nur 
auf die Farbigkeit, hat man 
den Eindruck, da hat jemand 
die deutsche Teilung einmal 
anders nachgezeichnet. 
Westlich und südlich der al-
ten Grenze dominieren die 
dunklen Kreise. Im Osten da-
gegen ist der Eindruck deut-
lich lichter; größere Ballons 
gibt es nur bei den Ballungs-
zentren.

Die Ballons illustrieren die Co-
rona-Fallzahlen, und die sind 
seit Ausbruch der Pandemie 
im Osten konstant niedriger 
als im Westen. Bei einem An-
teil an der Gesamtbevölke-
rung von gut 15 Prozent be-
wegt sich der Anteil der 
Ostdeutschen an den Corona-
Infizierten bei weniger als  
der Hälfte dessen, was man 
erwarten könnte: Nur gut  
sieben Prozent der bis zur 
zweiten Augusthälfte 2020 
gemeldeten Corona-Fälle sind 
in den neuen Bundesländern 
zu finden.

 < Günstige Ausgangslage

Gerade zu Beginn der Pande-
mie schienen die Gründe dafür 
auf der Hand zu liegen: Struk-
turschwäche, Demografie,  
Bevölkerungsarmut. Was stets 
als problematisch galt, ver-
kehrte sich nun ins Gegenteil. 
Die Bundesländer mit den ge-
ringsten Fallzahlen – Mecklen-

burg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt und Brandenburg – sind 
dünn besiedelt, Bevölkerungs-
inseln häufig weiträumig ver-
streut. Wo wenig Menschen 
leben und industrielle Zentren 
fehlen, ist notwendigerweise 
auch die Gelegenheit zur Infek-
tion beschränkt. Anders sieht 
es mit Regionen aus, die wie 
die Ostseeküste als Ferienziele 
Gäste anlocken. Dort liegen die 
Zahlen höher, aber immer noch 
deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt. 

Die Wirtschaftsstruktur ist im 
Osten zudem kleinteiliger und 
regionaler als im Westen. Das 
bedeutet: weniger Dienstrei-
sen und diese seltener in Me-
tropolen überall auf der Welt. 
Regen Austausch gibt es eher 
in der näheren Umgebung oder 

mit dem benachbarten Aus-
land, vor allem Polen oder 
Tschechien. Beide Länder wa-
ren im März keine Corona- 
Hotspots.

Tendenziell älter und ärmer 
als im Bundesdurchschnitt  
ist die Bevölkerung in den 
neuen Ländern auch nicht so 

viel unterwegs. Man reist we-
niger und wenn, dann selte-
ner in teure internationale 
Wintersportorte, die sich wie 
Ischgl im Nachhinein als gi-
gantische Virenschleudern 
erwiesen hatten. Im Fichtel-
gebirge ist alles etwas klei-
ner, abgeschiedener. Das gilt 
auch für den Karneval. Cott-
bus, wo im Februar immerhin 
10 000 Menschen feierten, ist 
die einzige Karnevalshoch-
burg im Osten. 

Damit spielten zwei wichtige 
Faktoren für die anfangs rasche 
Ausbreitung von COVID-19 in 
den alten Bundesländern im 
Osten nur eine kleine bis gar 
keine Rolle. Als der Lockdown 
begann, hatte das Virus viele 
Orte dort schlicht noch nicht 
erreicht. 

 < Vorsprung gehalten

Dass dessen Ausbreitung auch 
seit Aufhebung des Lockdowns 
nur gebremst voranschreitet, 
dafür sind neben den genann-
ten Gründen offenbar auch sol-
che verantwortlich, die eher 
mit gesellschaftlichen Beson-
derheiten zu tun haben. Nach 

Ansicht des Soziologen Till Hil-
mar von der Uni Bremen hat 
sich im Zuge der Wiederverei-
nigung im Osten eine „Rück-
zugsgesellschaft“ gebildet. Die 
Menschen hätten sich ange-
sichts der massiven Arbeits-
marktkrise stärker als im  
Westen auf das Familiäre kon-
zentriert, auf Aktivitäten in 
Vereinen, Gewerkschaften und 
anderen Organisationen eher 
verzichtet – ob aus Enttäu-
schung, Fremdheitsgefühlen 
oder anderen Motiven. In Soci-
al Distancing jedenfalls sei 
man geübt. Man bleibt eher 
unter sich, auf dem Land ohne-
hin. Wenn es an attraktiven 
Treffpunkten im Dorf fehlt, 
geht man eben in den Garten.

Andere attestieren der ost-
deutschen Gesellschaft ein hö-

< Die Wiederentdeckung des ländlichen Raumes als Lebensmittel-
punkt hat ebenso etwas mit niedrigen Infektionsraten zu tun …
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heres Maß an Krisenfestigkeit. 
Wer schon einmal einen Sys-
temzusammenbruch erlebt 
habe, der lasse sich von einem 
weiteren tiefen Einschnitt 
nicht so schnell aus der Bahn 
werfen. Einschränkungen, so 
die Erfahrung, gehören eben 
zum Leben. Jedenfalls zeigt 
sich, dass die Menschen in den 
neuen Ländern die Corona-Re-
geln tendenziell gelassener be-
folgen. Maske tragen, Abstand 
halten – das löst hier selten 
Ängste vor Entmündigung aus. 
Als der Jenaer Oberbürger-

meister als Erster eine Masken-
pflicht an öffentlichen Orten 
verhängte, hielt sich die Bür-
gerschaft daran. Trotz niedri-
ger Infektionszahlen. Thürin-
gen konnte denn auch relativ 
bald die ersten Corona-Be-
schränkungen lockern. „Das  
ist ja das Optimale, wenn man 
Prävention früh genug ein-
führt, damit eben nichts pas-
siert“, konstatiert Hajo Leeb 
vom Leibniz-Institut für Prä-
ventionsforschung und Epide-
miologie. Und dann den Vor-
sprung hält.

 < Weiträumigkeit  
als Chance

Damit ist der Osten dem Wes-
ten gegenüber zum ersten Mal 
seit der Wiedervereinigung im 
Vorteil. Was vor Corona als 

Standortnachteil galt – die 
ländliche Prägung, die sparsa-
me Besiedlung – verkehrt sich 
nun in bestimmten Lagen ins 
Gegenteil. Die Immobilienprei-
se im Berliner Speckgürtel ge-
hen nicht trotz, sondern wegen 
der Pandemie kräftig nach 
oben. Und die Definition, in 
welcher Entfernung zur Metro-
pole noch von „Umland“ ge-
sprochen werden kann, verän-
dert sich. Immer größer wird 
der Radius, je mehr Menschen 
es aufs Land zieht. Das gilt 
auch für andere Großstädte.

Diese Entwicklung setzte 
schon vor Corona ein, aber die 
Aussicht auf womöglich noch 
jahrelang aufflammende Infek-
tionsherde, die entsprechende 
Einschränkungen nach sich zie-
hen, gibt ihr Auftrieb. Wenn 
das, was die Attraktivität von 
großstädtischem Leben aus-
macht – unmittelbarer Zugang 
zu Kunst und Kultur, ein pulsie-
rendes Nachtleben, Innovation 
und Impulse durch unkompli-
zierten Austausch mit ganz un-
terschiedlichen Menschen, das 
Nebeneinander verschiedens-
ter Lebensstile, um nur einige 
Aspekte zu nennen –, wenn  
all dies nicht oder nur unter 
strengen Auflagen möglich  
ist, treten die Schattenseiten  
deutlicher hervor. Beschränkte 
Wohnverhältnisse. Hohe Mie-
ten und Lebenshaltungskosten. 

Drangvolle Enge im öffentli-
chen Raum, die die Ausbrei-
tung von Erregern begünstigt. 

Die Aussicht auf kleinteiligere 
Strukturen, auf ein Domizil mit 
Garten oder im Grünen in 
Landschaften, die noch nicht 
restlos zersiedelt sind, kann da 
durchaus verlockend sein. Zu-
mal die vergangenen Monate 
gezeigt haben, dass neue Ar-
beitsmodelle möglich sind. 
Man muss nicht jeden Tag im 
Büro sein. Austausch kann auf 
vielen Kanälen funktionieren. 

Nicht jede Dienstreise ist zwin-
gend notwendig. Das erlaubt 
mit Blick auf Wohn- und Ar-
beitsorte eine größere Flexibi-
lität.

Schon heute gibt es in Bran-
denburg und anderswo auf 
dem Land Coworking-Einrich-
tungen, die gestressten Städ-
tern bieten, was in der Groß-
stadt immer schwerer zu 
finden ist: konzentriertes Ar-
beiten in Gemeinschaft, aber 
auf Abstand und zu bezahlba-
ren Preisen. Die ländliche Ruhe 
ist das Tüpfelchen auf dem i. 
Ortschaften, die in den vergan-
genen Jahrzehnten unter Ab-
wanderung litten, hoffen auf 
Wiederbelebung.

Konzepte wie diese benötigen 
Grundvoraussetzungen: eine 

stabile digitale Infrastruktur, 
eine funktionierende Anbin-
dung an den öffentlichen Nah-
verkehr, auch Offenheit gegen-
über Fremden und neuen 
Ideen. Nicht jede Struktur-
schwäche lässt sich in Vorteile 
ummünzen. Aber erst vor we-
nigen Monaten wurde ein Kon-
junkturpaket auf den Weg  
gebracht, das mit gezielten  
Investitionen in Infrastruktur 
und Zukunftstechnologien  
zur Modernisierung der Wirt-
schaftsstruktur im Osten bei-
tragen soll. Dass Umbrüche 
Chancen bereithalten, weiß 
man im Osten nicht erst seit 
Corona.

 Andrea Böltken

< … wie die verstärkte Nutzung des Homeoffice.
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Dienstrechtskommission des dbb m-v

Besoldungsneuregelungsgesetz  
birgt Verbesserungen
Bereits am 7. Mai 2019 hatte die Landesregierung 
Maßnahmen zur Zukunftsfähigkeit der Landes-
verwaltung auf den Weg gebracht. Damit haben 
auch die gemeinsam mit dem dbb m-v erörterten 
Änderungen im Besoldungs- und Beamtenrecht 
eine besondere Bedeutung bekommen.

„Trotz der damals nicht abseh-
baren Coronakrise hat die 
Staatskanzlei bis heute mit 
Hochdruck am Gesetzentwurf 
gearbeitet, zu dem wir jetzt 

Stellung bezogen haben“, so 
dbb Landesvorsitzender Diet-
mar Knecht. Der dbb hat das 
Verfahren mit zahlreichen  
Spitzengesprächen begleitet. 

Die umfassenden Änderungen 
bei der Besoldung und im Be-
amtenrecht haben zum Ziel, 
die Attraktivität der Landes-
verwaltung zu erhöhen und 
diese gegenüber der Wirt-
schaft und anderen Bundes-
ländern konkurrenzfähig zu 
machen. Dies hat der dbb m-v 
stets eingefordert und be-
grüßt entsprechende Verbes-
serungen. Besonders fällt auf, 
dass zunächst die Zulagen für 
Polizei, Feuerwehr und Justiz-
vollzug erhöht und später dy-
namisiert werden sollen. Ge-
plant sind darüber hinaus 
Vereinfachungen, Vereinheitli-
chungen und die Einführung 
neuer Zulagen.

„Viele langjährige Forderun-
gen des dbb m-v sind mit dem 
Gesetzespaket erfüllt worden. 
Dennoch gibt es Klärungsbe-
darf bei der Beihilfe und bei 
der für uns überraschenden 
neuen Zuverlässigkeitsprü-
fung ausschließlich für Polizei-
kräfte. Wir sind der Ansicht, 

dass alle Bediensteten des öf-
fentlichen Dienstes – egal ob 
Beamte oder Tarifkräfte – mit 
den Füßen fest auf dem Bo-
den unserer freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung 
zu stehen haben, und nicht 
nur Polizistinnen und Polizis-
ten“, betonte der Vorsitzende 
der Dienstrechtskommission 
des dbb m-v, Thomas Krupp.

Ende August hatte der dbb m-v 
Gelegenheit, im Rahmen eines 
Beteiligungsgesprächs in der 
Staatskanzlei, an dem die stell-
vertretenden dbb Landesvor-
sitzenden Frank Höhne und 
Thomas Krupp teilnahmen, die 
Inhalte seiner Stellungnahme 
zu begründen und die Politik 
für die Belange der Kolleginnen 
und Kollegen zu sensibilisieren. 
So wird beispielsweise die Ver-
längerung der besoldungs-
rechtlichen Verjährungsfristen 
zugunsten des Dienstherrn 
nicht weiterverfolgt. Die bishe-
rige Rechtslage behält Gültig-
keit.  

 < Die Dienstrechtskommission tagte unter Wahrung der Abstands-
regeln in der Landesgeschäftsstelle des dbb m-v in Schwerin.
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Antrittsbesuch im Verkehrsministerium

Die Krise zwingt zum Umdenken
Seit Mai 2020 ist Ministerialrätin Andrea Herken-
rath neue Abteilungsleiterin Verkehr im Schweri-
ner Ministerium für Energie, Infrastruktur und Di-
gitalisierung. Sie übernahm ihr Amt in einer durch 
die beginnende Corona-Krise schweren Zeit. 

Der Bezirksvorsitzende des 
GDL-Bezirkes Nord-Ost, Volker 
Krombholz, und der dbb Lan-
desvorsitzende Dietmar Knecht 
thematisierten die Konsequen-
zen der Corona-Krise bei einem 
Antrittsbesuch, an dem auch 

der Geschäftsführer der Ver-
kehrsgesellschaft M-V, Detlef 
Lindemann, teilnahm. Inhalt-
lich ging es unter anderem um 
die Zukunft und den Ausbau 
des Schienenpersonennahver-
kehrs im Flächenland Mecklen-

burg-Vorpommern. Eine beson-
dere Herausforderung dabei ist 
das benötigte Personal bei 
kommenden Ausschreibungen. 
Mecklenburg-Vorpommern 
schreibt gerade die Regionalex-
press-Linie Rostock–Stralsund–
Saßnitz aus. Die Strecken Ros-
tock–Hamburg und Lübeck 
sowie das Warnow-Netz wer-
den in den nächsten Jahren  
folgen.

„Durch die Altersabgänge in 
den einzelnen Unternehmen 

muss eine Neugewinnung 
und Qualifizierung von benö-
tigtem Personal stattfinden“, 
so Krombholz, „Personalman-
gel führte bereits zu Ver-
kehrseinschränkungen bei 
SPNV-Unternehmen in 
Deutschland“. 

Zusätzlich müssten Investitio-
nen in das Streckennetz erfol-
gen, wie beispielsweise der 
Kabinettsbeschluss zum Bau 
der Darßbahn mit einem Fi-
nanzvolumen von 115 Millio-
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nen Euro. Ein weiteres Ge-
sprächsthema waren die 
Auswirkungen der aktuellen 
Krise auf die Unternehmen 
selbst. Hier ist festzustellen, 
dass Homeoffice und Masken-
pflicht für sinkende Fahrgast-
zahlen im ÖPNV sorgen und 
Millionenausfälle verursa-
chen. Weder Kunden, Politik 
noch Unternehmen haben 
vorher etwas Vergleichbares 
erlebt. Da ist es an der Zeit, 

auch über völlig neue Ticket-
gestaltungen nachzudenken. 
„Um das Vorkrisenniveau und 
einen weiteren Wechsel von 
Individualverkehr zum ÖPNV 
zu erreichen, könnte ich mir 
beispielsweise Teilzeitjob-
tickets, die nur an bestimmten 
Tagen oder zu bestimmten 
Zeiträumen gültig sind, vor-
stellen“, schlug der dbb Lan-
desvorsitzende Dietmar 
Knecht vor. 

 < GDL-Bezirksvorsitzender Volker Krombholz, VMV-Geschäftsführer 
Detlef Lindemann, Ministerialrätin Andrea Herkenrath und dbb Lan-
desvorsitzender Dietmar Knecht (von links)
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Seniorenvertretung fordert Fondslösung 

Rentenunrecht muss ausgeglichen werden
Seit fast drei Jahrzehnten streiten ehemalige  
Beschäftigte aus mindestens 17 Berufsgruppen 
um ihre in der DDR erworbenen Versorgungs-
ansprüche. 

So bestand beispielsweise bis 
zur Wiedervereinigung eine 
rechtsgültige Regelung aus 
dem Jahr 1973, nach der 
Reichsbahner unter anderem 
Anspruch auf einen Steige-
rungssatz zur Berechnung der 
Altersversorgung gehabt hät-
ten. Diese betrug für jedes Jahr 
ihrer Dienstzeit bei der Deut-
schen Reichsbahn 1,5 Prozent 
des beitragspflichtigen monat-
lichen Durchschnittsverdiens-
tes der letzten 20 Jahre vor  
Beendigung der letzten versi-
cherungspflichtigen Tätigkeit, 
sobald eine ununterbrochene 
Dienstzeit von zehn und mehr 
Jahren vorlag.

Im Zuge der Wiedervereini-
gung sollte ursprünglich das 
Versorgungsrecht für die Eisen-
bahner im wiedervereinten 
Deutschland geregelt und ver-
einheitlicht werden. Ähnlichen 
Regelungsbedarf gab es bei der 
Post und im Gesundheitswe-
sen. Ein gemeinsamer Vor-
schlag der beteiligten Ministe-
rien zu Abfindungszahlungen 
an die Betroffenen sollte dem 
Bundestag im ersten Halbjahr 
2020 zum Beschluss vorgelegt 
werden. Diese Abstimmung 

wurde nach den uns vorliegen-
den Informationen aufgrund 
der Pandemie auf den Herbst 
dieses Jahres verschoben. Die 
Abfindung könnte nach bishe-
riger Planung gestaffelt zwi-
schen 15 000 und 20 000 Euro 
betragen, so lautete zumindest 
der Wunsch der Beteiligten. 
Diese Summen sind das Min-
deste, was die Landessenioren-
vertretung hier fordert. 

„Wir sehen die Möglichkeit, dass 
die betroffenen fünf östlichen 
Bundesländer eine Regelung 
treffen und wollten bereits im 
Frühjahr mit den politischen Ge-
sprächen beginnen. Bedingt 
durch Corona haben wir vor, 
jetzt damit zu starten“, so der 
Vorsitzende der Landessenio-
renvertretung, Gerd Dümmel. 
„Aus unserer Sicht sollten die 
östlichen fünf Bundesländer 
eine einheitliche Zahlung von 
1 500 Euro je Anspruchsjahr für 
alle Betroffenen vorsehen, 
wenn deren monatliche Rente 
unter 2 000 Euro liegt.“ 

Auch dbb Landeschef Dietmar 
Knecht schließt sich dieser 
Meinung an. „Nur eine Abfin-
dungsregelung nach Kriterien, 

die als gerecht bezeichnet und 
vor allem als solche empfun-
den werden können, kann in 
Anbetracht des Alters der 
meisten ehemaligen Betroffe-
nen eine angemessene Lösung 
sein“, betonte Knecht auf der 
Sitzung des Vorstandes der 
Landesseniorenvertretung des 
dbb m-v am 20. August in 
Schwerin. 

Der dbb m-v hat auf seinem 
Gewerkschaftstag 2017 einen 
entsprechenden Antrag der 
GDL einstimmig unterstützt.
Die Landesseniorenvertre-
tung befürwortet dieses An-
liegen uneingeschränkt und 
sieht die Beteiligten hier auf 
einem guten Weg.

 

< DPolG kritisiert Rassismus-Debatte

Die DPolG M-V lehnt die diffamierenden Forderungen nach „Studi-
en über einen strukturellen Rassismus in der Polizei und zum  
Racial Profiling“ ab. Zuletzt hatte sich Niedersachsens Innenminis-
ter Boris Pistorius (SPD) für eine Studie zu Polizeiarbeit und Rassis-
mus ausgesprochen. 

„Die DPolG M-V weist die mit diesen Forderungen verbundenen 
Unterstellungen entschieden zurück“, so der DPolG-Landesvorsit-
zende Ronald Müller. „Unsere Kolleginnen und Kollegen stehen 
fest auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung und setzen sich täglich für die Sicherheit aller Menschen in 
diesem Land ein.“ Nicht nur vor dem Hintergrund der Krawalle in 
Stuttgart und Frankfurt a. M. werde offensichtlich, dass die Polizei 
das Vertrauen der Menschen in diesem Land verdient habe. „Wir 
brauchen den Rückhalt und Unterstützung durch die Politik für 
unseren täglichen Dienst. Was wir nicht brauchen sind ideologi-
sche und parteipolitische Scheindebatten, die das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Polizei demontieren“, so Müller, der weiter kriti-
sierte, dass Gewalt gegen Einsatzkräfte in manchen Kreisen 
scheinbar als legitim angesehen werde. 

Als Racial Profiling (auch „ethnisches Profiling“ genannt) bezeich-
net man ein häufig auf Stereotypen und äußerlichen Merkmalen 
basierendes Agieren von Polizei-, Sicherheits-, Einwanderungs- 
und Zollbeamten, nach dem eine Person anhand von Kriterien wie 
„Rasse“, ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder nationaler Her-
kunft als verdächtig eingeschätzt wird statt anhand von konkreten 
Verdachtsmomenten gegen die Person. Der Ausdruck entstammt 
der US-amerikanischen Kriminalistik.
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Schuljahresbeginn unter Pandemiebedingungen

Schulstart mit Zuversicht und 
Magengrummeln
Als erstes Bundesland ist Mecklenburg-Vorpom-
mern am 3. August nach den Sommerferien in das 
neue Schuljahr gestartet. Alle Beteiligten haben 
ihr Bestes gegeben, dieses unter den aktuellen 
Voraussetzungen in den Schulen des Landes so 
gut wie möglich vorzubereiten.

Dazu stellt der Landesvorsit-
zende des Verbandes Bildung 
und Erziehung (VBE), Michael 
Blanck, fest: „In den Schulen 
wurde in den letzten Tagen in-
tensiv gearbeitet, um die Ein-
schulungen und den Schulstart 
so gut es geht vorzubereiten. 
Jetzt gilt es, diesen Start auch 
mit Zuversicht umzusetzen.“ 
Aus der Sicht des VBE M-V wer-
den die meisten Schulen weit 
mehr Präsenzunterricht als die 
Mindestvorgaben anbieten. 
Das ist aber immer von der 
personellen Situation vor Ort 
abhängig. „Es ist wichtig, dass 
die Schülerinnen und Schüler 
nach der langen Zeit der Ein-
schränkungen wieder einen 
gut strukturierten Schulalltag 
bekommen. Und natürlich wird 
es auch darum gehen, ver-
säumten Stoff nachzuholen, 
Lücken zu schließen und Nach-
teile durch den Lockdown aus-
zugleichen. Wir dürfen aber 
auch nicht so tun, als wenn ein 
halbes Jahr nichts getan wor-
den wäre. Das würde der in-
tensiven Arbeit der Lehrerin-
nen und Lehrer, der Eltern und 
natürlich auch der Schülerin-
nen und Schüler nicht gerecht 
werden. Natürlich wird es eini-
ge Schülerinnen und Schüler 
mit großen Lücken im Lern-
stand geben, wie aber auch 
welche, die den gleichen Lern-
stand haben, als wenn norma-
ler Unterricht erfolgt wäre“, so 
Blanck.

Den Schulen sei bewusst, wel-
che Verantwortung sie haben 

und dass der Schulstart bun-
desweit genau beobachtet 
werde. „Natürlich haben wir 
Lehrerinnen und Lehrer auch 
ein Bauchgrummeln, wenn wir 
an den Schulstart denken und 
parallel sehen, dass die Infekti-
onszahlen wieder steigen. Und 
vor allem die Sorglosigkeit, die 
sich in der Gesellschaft an-
scheinend immer weiter breit-
macht, bereitet uns Kopfzer-
brechen“, betonte Blanck. Ge-
sellschaftliche Entwicklungen 
spiegelten sich natürlich auch 
immer in den Schulen wider. 

Selbst wenn in den Schulen 
konsequent alle Hygieneregeln 
eingehalten werden, seien den 
Lehrkräften die Probleme be-
wusst: „Auch wenn in den Bus-
sen des Schülerverkehrs eine 
Maskenpflicht gilt, stehen die 
Schülerinnen und Schüler un-
terschiedlicher Gruppen und 
aus unterschiedlichen Schulen 
auch ohne Masken an den Bus-
haltestellen beieinander. Wir 
hätten uns auch gewünscht, 

dass eine Busbegleitung min-
destens auf den wichtigsten 
Strecken mit vollen Schüler-
bussen, wie von uns bereits im 
April gefordert, umgesetzt 
wird, um auf Einhaltung der 
Regeln zu achten. Die Busfah-
rerinnen und -fahrer können 

dies nicht leisten“, so der VBE-
Landeschef weiter. 

Auch ein Ausweichen auf soge-
nannte Elterntaxen sei für den 
VBE keine Alternative, da auch 
hier häufig Kinder unterschied-
licher Gruppen und Schulen 
ohne Mund- und Nasenschutz 
transportiert würden. Dort, wo 
es möglich sei, solle generell auf 
die Elterntaxen verzichtet wer-
den, wie es der VBE gemeinsam 
mit dem Deutschen Kinderhilfs-
werk und dem ökologischen 
Verkehrsclub in der Initiative 
„Zu Fuß zur Schule und zum 
Kindergarten“ fordere.

Der VBE hätte zudem erwartet, 
dass in der Sommerpause und 
in den Wochen zuvor, als die 
Schulen nur zum Teil geöffnet 
waren, neben einer Mängelbe-
seitigung unter anderem bei 
Sanitäranlagen und Fenstern 
auch mehr Schutzvorkehrun-
gen wie Plexiglasscheiben, vor 
allem in kleinen Räumen, um-
gesetzt worden wären.

Neben den zusätzlichen Belas-
tungen, die die Pandemie mit 
sich bringe, dürften aus Sicht 
des Verbandes aber auch die 
alten Probleme nicht aus dem 
Blick verloren gehen. Blanck: 
„Auch in diesem Sommer 
konnten trotz aller Bemühun-
gen wieder nicht alle Stellen 
besetzt werden. So wird die 
Welle der unbesetzten Stellen, 
die wir vor uns herschieben, 
immer höher. Dazu fehlen die 
Lehrkräfte, die nicht im Prä-
senzunterricht eingesetzt wer-
den können. Alles das muss 
jetzt zusätzlich auf die Schul-
tern der anwesenden Lehrkräf-
te verteilt werden. Die Belas-
tung wird also enorm sein.“ 
Der VBE hätte genauso erwar-
tet, dass gerade mit Blick auf 
den Lockdown die Umsetzung 
der Digitalisierung mehr Fahrt 
aufnimmt. Davon sei zu wenig 
zu spüren. Die meisten Schulen 
stünden auch heute noch ge-
nauso da wie im Februar. „Der 
Eigeninitiative der Lehrkräfte 
werden so Grenzen durch die 
technische Umsetzung ge-
setzt!“, betonte Blanck.

Trotz aller Probleme wünschte 
der VBE allen Schülerinnen und 
Schülern, allen Lehrerinnen 
und Lehrern und allen anderen 
Beschäftigten in den Schulen 
einen guten Schulstart. 

Der VBE-Chef: „Dafür tragen 
wir alle Verantwortung: Eltern, 
die ihre Kinder nur symptom-
frei in die Schulen schicken, 
Lehrerinnen und Lehrer mit ih-
rer Vorbildwirkung und die Ge-
sellschaft, die die Hygienere-
geln einhält.“ Der VBE rät allen 
Lehrerinnen und Lehrern und 
dem pädagogischen Personal, 
von den durch das Land ange-
botenen Tests bis zu den 
Herbstferien rege Gebrauch zu 
machen.  
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JUNGE POLIZEI 

Studierende an der FHöVPR begrüßt
Es ist inzwischen schon zu einer guten Tradition 
geworden, dass die Jugendorganisation der Deut-
schen Polizeigewerkschaft DPolG, die JUNGE  
POLIZEI, in regelmäßigen Abständen mit ihrem 
Informationsstand an der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege 
(FHöVPR) in Güstrow vertreten ist, um die Polizei-
anwärterinnen und -anwärter über ihre Arbeit zu 
informieren und für eine Mitgliedschaft in der 
Gewerkschaft zu motivieren.

Am 10. August war auch dbb 
Landesvorsitzender Dietmar 
Knecht (im Bild links) mit vor 
Ort und stellte sich zusammen 
mit dem Vorsitzenden der JUN-
GEN POLIZEI M-V, Oliver Navot-
ke (Zweiter von links), der auch 
stellvertretender Landesvorsit-
zender der dbbj ist, den Fragen 

der „Neuen“. Befragt nach sei-
ner Motivation, für solche Ver-
anstaltungen, aber auch für die 
Gewerkschaftsarbeit allgemein 
einen Großteil seiner freien Zeit 
zu opfern, betonte Navotke: „Es 
macht mir Spaß, an der Fach-
hochschule Anwärterinnen und 
Anwärter davon zu überzeugen, 

unserer Gewerkschaft beizutre-
ten, weil ich weiß, dass sie bei 
uns dann gut aufgehoben sind 
und die DPolG sie ihr gesamtes 
Dienstleben über schützen und 
ihnen beistehen kann, wenn es 
notwendig wird.“ Für viele sei 
es vielleicht schwer nachvoll-
ziehbar, „aber ich bin glücklich 
darüber, dass die DPolG mir 
eine Plattform bietet, mit der 

ich erreichen kann, dass sich 
Dinge in unserer Landespolizei 
verbessern.“ Meckern sei nur 
angebracht, wenn man auch 
Lösungsvorschläge parat habe 
und dafür einstehe. „Das tue 
ich mit der DPolG als Segel, 
egal, wie viel Gegenwind es 
dann gibt, denn mein Hafen ist 
unsere Polizei und der soll für 
alle sicher sein.“ 

Fachtagung zur Verkehrspolitik

Kommt der ÖPNV gestärkt  
aus der Corona-Pandemie?
Am 13. August 2020 hatte die Verkehrsgesell-
schaft Mecklenburg-Vorpommern (VMV) zu einer 
Fachtagung zum Thema „ÖPNV gestärkt aus der 
Corona-Pandemie?“ in die Yachthafenresidenz 
Hohe Düne in Warnemünde eingeladen. 

Der Einladung gefolgt waren 
unter anderem Verkehrsminis-
ter Christian Pegel, Landtagsvi-
zepräsidentin Mignon Schwen-
ke, der GDL-Bundesvorsitzende 
Claus Weselsky und der dbb 
Landesvorsitzende Dietmar 

Knecht. Nach langer Corona-
Pandemie-Pause war dies die 
erste Präsenzveranstaltung al-
ler Akteure im ÖPNV/SPNV. 
Der GDL-Bundesvorsitzende 
dankte der VMV für den Inhalt 
und die Qualität der Veranstal-

tung, aber auch für den Mut, 
ein solches Symposium unter 
den gegebenen Bedingungen 
durchzuführen. Alle Beteiligten 
waren sich darüber einig, dass 
die Stärkung des öffentlichen 
Verkehrs und die Rückgewin-
nung der immer noch ausblei-
benden Fahrgäste zwingend 
erforderlich sind. Thema war 
auch die gemeinsame Sorge 
angesichts der ansteigenden 
Gewaltbereitschaft und der 
Gefahren für alle Beschäftig-
ten im öffentlichen Verkehr 
und speziell beim SPNV.

Weselsky appellierte an die 
Teilnehmer des Symposiums, 

gemeinsam dagegen anzuge-
hen, um die direkt im Verkehrs-
mittel Arbeitenden besser zu 
schützen. Das Spannungsfeld 
zwischen den sich korrekt ver-
haltenden Reisenden und den 
Maskenverweigerern dürfe kei-
nesfalls bei den Mitarbeitern 
abgeladen werden. Als positi-
ves Beispiel nannte er die 
ODEG, die bereits mehr Sicher-
heitspersonal einsetze. Ge-
meinsames Anliegen aller Ak-
teure sei es, dass durch 
negatives Verhalten Einzelner 
keine Unsicherheit bei den 
heutigen und zukünftigen Rei-
senden auftreten dürfe. 
 

 < Minister Christian Pegel im Gespräch mit dbb Landesvorsitzenden Dietmar 
Knecht und GDL-Chef Claus Weselsky. Man war sich einig darüber, die ge-
meinsamen Anstrengungen fortzusetzen, um den gesamten ÖPNV/SPNV 
zukunftsfest und attraktiv für die Reisenden zu gestalten.
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Vorstellung der Querschnittsvertretungen

SBB Senioren 
Am 2. November 2013 wurde die Seniorenver-
tretung des SBB als jüngstes Mitglied der Quer-
schnittsvertretungen auf dem 1. Seniorentag  
ins Leben gerufen. 

Senioren werden von Senioren-
vertretungen, Seniorenräten, 
Seniorenbeiräten, Seniorenbe-
auftragten vertreten, die wie-
derum als Bindeglied zwischen 
Politik, Gewerkschaften und äl-
teren Menschen fungieren und 
deren Teilhabe sichern. Senio-
renarbeit beschreibt alle Fel-
der, die sich mit Personen be-
schäftigen, welche kurz vor 
oder bereits im Ruhestand  
stehen.

Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Seniorenorganisati-
onen „BAGSO“ ist die Lobby 
der älteren Menschen in 
Deutschland. Unter ihrem 
Dach haben sich über 100 Ver-
bände – darunter auch der 
dbb – mit zusammen etwa 13 
Millionen älteren Menschen 
zusammengeschlossen. Die 
BAGSO vertritt die Interessen 
gegenüber Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft, wobei sie 
die nachfolgenden Generatio-
nen immer im Blick hat. Ihr 
derzeitiger Vorsitzender ist 
der ehemalige SPD-Politiker 
Franz Müntefering. Senioren-
arbeit ist keine Therapieform 
der Medizin oder Psychologie 
und leider zu oft ein Anhäng-
sel in den Gewerkschaften.

Seniorenarbeit steht für ein 
realistisches Altersbild in der 
Gesellschaft, ein selbstbe-
stimmtes Leben im Alter, die 
gesellschaftliche Teilhabe äl-
terer Menschen, ein solidari-
sches Miteinander der Gene-
rationen, ein gesundes Altern 
und eine hochwertige gesund-
heitliche und pflegerische Ver-
sorgung.

Derzeit sind in der Hauptver-
sammlung der SBB Senioren 

aus 19 Mitgliedsgewerkschaf-
ten Vertreter entsandt. Die 
Schwerpunkte der Seniorenar-
beit sind im Positionspapier 
der SBB Senioren dargelegt 
und wurden auf dem 2. Senio-
rentag am 29. November 2018 
beschlossen.

< Sicherungssysteme  
erhalten

Die verschiedenen Alterssiche-
rungssysteme in der Bundesre-
publik haben sich bewährt und 
müssen daher erhalten blei-
ben. Dies gilt für die gesetzli-
che Rentenversicherung sowie 
für das beamtenrechtliche Ver-
sorgungssystem im öffentli-
chen Dienst. Die Beschäftigten 
sind angemessen an der wirt-
schaftlichen Entwicklung zu 
beteiligen, um sicherzustellen, 
dass die lohn- und beitragsori-
entierten Rentenanwartschaf-
ten ein auskömmliches Niveau 
erreichen. Lebensarbeitsleis-
tung muss entsprechend aner-
kannt werden!

Die Bedeutung der privaten 
Altersvorsorge wird wachsen. 
Für kapitaldeckende Modelle 
ist eine auf den Zweck der Al-
terssicherung dienende Anla-
gestrategie wichtig.

< Rente mit 67

In den kommenden Jahrzehn-
ten wird die Lebenserwartung 
weiter steigen, was positiv zu 
bewerten ist. Bei gleichblei-
bendem Rentenzugangsalter 
bedeutet das eine längere 
Rentenlaufzeit und somit eine 
höhere ausgezahlte Gesamt-
rente. Die bisherige Alters-
grenze von 65 ist nicht natur-
gegeben, sondern resultiert 

aus politischen Entwicklungen 
früherer Jahrzehnte. Sie ist 
keine grundsätzlich unverän-
derte Linie. Sie hat sich der de-
mografischen Entwicklung an-
gepasst. Längerfristige 
Übergangsregelungen stehen 
für eine Anpassung. Möglich-
keiten eines flexiblen Renten-
eintritts unterhalb und ober-
halb der Regelaltersgrenze 
sollten ausgebaut werden.

< Altersarmut 

Die Armutsgefährdungsquote 
der Bevölkerung im Alter von 
65 Jahren und mehr ist in Sach-
sen zwischen 2005 und 2015 
von zwei Prozent auf fünf Pro-
zent angestiegen und wird 
weiter steigen. Erwerbsminde-
rungsrenten müssen gestärkt 
werden, um Altersarmut ent-
gegenzuwirken.

„Die zunehmende Alterung der 
Bevölkerung insbesondere in 
ländlichen Regionen stellt die 
Gesellschaft in Sachsen vor 
neue Herausforderungen, de-
nen nicht nur durch staatliche 
Interventionen begegnet wer-
den kann. Für Bereitstellung 
ambulanter medizinischer Ver-
sorgung oder einer funktionie-
renden Verkehrs- und Versor-
gungsinfrastruktur ist die 
Schaffung der Rahmenbedin-
gungen durch den Staat unab-
dingbar. Daneben kommen der 
Erhalt des familiären Umfel-
des, der Vermeidung von Al-
tersarmut sowie der sozialen 
und gesellschaftlichen Teilha-

be der Älteren eine große Be-
deutung zu.“ (Quelle Sächsi-
sches Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucher-
schutz 2017)

Die SBB Senioren setzen sich 
für die Umsetzung der Aufga-
ben aktiv ein und fordern von 
der Politik ein Gesetz, das die 
Mitbestimmung von Senioren 
regelt.

Des Weiteren ist ein wichtiger 
Schwerpunkt der Arbeit der im 
Koalitionsvertrag vereinbarte 
Härtefallfonds für verschiede-
ne Gruppen von Ostrentnern. 
Der Härtefall betrifft 17 Perso-
nen- und Berufsgruppen, für 
die es in der DDR gesonderte 
Regelungen für die Altersvor-
sorge gab. Die Rahmenbedin-
gungen sollten bis zum 30. Juni 
2020 gesteckt sein. Nach Anga-
ben des Bundesarbeits- und 
Sozialministeriums (BAMS) 
wird das Konzept für eine 
Fondslösung auch in der aktu-
ellen Pandemie-Situation fach-
lich vorbereitet. Besondere Eile 
ist aber nicht zu spüren, des-
halb ist es weiterhin erforder-
lich, die Kraft der Akteure zu 
bündeln und an die Politik un-
sere Forderungen heranzutra-
gen. Mit einer „biologischen“ 
Lösung geben wir uns nicht zu 
frieden. Ebenfalls nicht, dass 
nur rund zwei Prozent der Be-
troffenen berücksichtigt wer-
den sollen. 

Die Angleichung einheitlicher 
Lebensbedingungen im Osten 

< SBB Senioren: Dr. Hans Peter Klotzsche (Ehrenmitglied der SBB Senioren), 
Ute Döring, Rita Müller, Klaus Richter (von links)
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und Westen ist noch nicht ab-
geschlossen! Wir organisieren 
Veranstaltungen zur Beratung 
von Senioren mit Vorsorge-
vollmacht, Erben und ähnli-
chen Themen. In der jetzigen 
Zeit ist der Zusammenhalt von 
Senioren unabdingbar, um 
Vereinsamung in Pandemie-

zeiten entgegenzuwirken. Eine 
gute Zusammenarbeit hat sich 
mit Simone Lang entwickelt, 
MdL-Sprecherin für Soziales 
und Familie der SPD. Anläss-
lich der Hauptversammlung 
der SBB Senioren im Dezem-
ber 2019 berichtete sie über 
ihre Arbeit.

Der Leiter des ifo Institutes 
Dresden, Prof. Dr. Marcel 
Thum, und sein Team unter-
stützten unsere Arbeit in 
den vergangenen fünf Jah-
ren mit fundierten Vorträ-
gen und Analysen zu aktuel-
len politischen Themen und 
Situationen. 

Unser Vorstand: 
Rita Müller, Vorsitzende; 
Klaus Richter, Stellvertreter;  
Ute Döring, Stellvertreterin. 

Es bleibt noch viel zu tun. Für 
Ihre Anregungen, Gedanken 
und Hinweise haben wir stets 
ein offenes Ohr! 

< Hauptversammlung 2019

Erfahrungsbericht 

Ehrenamtliche Richterin  
am Sozialgericht
Auf Vorschlag des BTB Sachsen 
wurde ich ehrenamtliche Rich-
terin am Sozialgericht Chem-
nitz und habe die Übernahme 
des Ehrenamtes nicht bereut. 
Die Berufung erfolgte am 1. 
Oktober 2018 für fünf Jahre.  
Es gab keine Schulung für diese 
Tätigkeit, aber vielleicht liegt 
es daran, dass ich als Verwal-
tungsbetriebswirtin gewisse 
Rechtskenntnisse habe und 
schließlich soll ein Schöffe ja 
die Laiensicht einnehmen.

Ich erhalte sehr frühzeitig Einla-
dungen zu den Verhandlungen, 
wo Kläger, Beklagter und Bei-
geladene mitgeteilt werden. 
Pro Jahr nehme ich an rund drei 
Verhandlungen teil, für die ich 
als Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes freigestellt wer-
de. In der Regel sind pro Sit-
zungstag drei bis vier 

Verhandlungen angesetzt.  
Vor Sitzungsbeginn erhalten 
die zwei ehrenamtlichen Rich-
ter eine kurze Erläuterung, Ein-
führung in die Fälle. Die ver-
handelten Themen reichen von 
Neuberechnungen des Arbeits-
losengeldes über die Abgren-
zung von abhängig Beschäftig-
ten, Scheinselbstständigkeit bis 
zur Zahlung von Behandlungs-
kosten für notwendige Opera-
tionen an Krankenhäuser. Ein 
sehr bewegender Fall war die 
Nichtzahlung eines Zuschusses 
einer Krankenkasse für einen 
Badumbau für eine Krebskran-
ke, die bereits innerhalb der 
Widerspruchsfrist verstarb.

Als Schöffe erkenne ich die 
Vielfältigkeit der Sozialge-
richtsbarkeit. Die Auseinander-
setzung des hauptamtlichen 
Richters mit zig Aktenseiten 

und Gutachten 
geben mir das 
Gefühl, dass un-
ser Rechtsstaat 
funktioniert.

In meinem Beru-
fungsscheiben 
stand: „Durch die 
Mitwirkung an 
der Rechtspre-
chung tragen Sie 
dazu bei, den so-
zialen Rechts-
staat zu verwirk-
lichen.“ Das klingt vielleicht 
etwas hochtrabend, aber es 
ist zumindest ein gutes Ge-
fühl, sich als Gewerkschafter 
auch auf diesem Gebiet zu 
engagieren. Außerdem ist die 
Schöffentätigkeit in ihren Fa-
cetten auch eine Art Fortbil-
dung für meine berufliche  
Tätigkeit als Schwerbehinder-

tenvertreterin und Personal-
rätin.

Zusammenfassend kann ich 
nur für dieses Ehrenamt wer-
ben. Vielleicht treffen wir uns 
als Schöffen am Sozialgericht 
in Chemnitz zu deiner Vereidi-
gung? 
 Silke Glück
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Grundsatzkommission Rechtsschutz im SBB
Im SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen ist 
eine Vielzahl von Bundesbeamten-, Bundes- und 
Landesfachgewerkschaften organisiert. Eine sehr 
bedeutsame Leistung aller Gewerkschaften an 
ihre Mitglieder ist die Gewährung von Berufs-
rechtsschutz über den SBB in Zusammenarbeit 
mit den Dienstleistungszentren des dbb. 

Dieser Rechtsschutz hat einen 
hohen Stellenwert und ist für 
viele Mitglieder ein wichtiger 
Grund, warum sie in einer Ge-
werkschaft organisiert sind. 
Hier nimmt die Grundsatzkom-
mission Rechtsschutz (GK 
Rechtsschutz) eine wichtige 
Mittlerrolle ein, indem sie die 
Rechtsschutzgewährung be-
gleitet, zum Teil koordiniert 
und ergänzt. 

Hiermit geben wir Ihnen einen 
kurzen Überblick über die we-
sentlichen Tätigkeitsfelder der 

Kommission in den vergange-
nen Jahren:

 > Bearbeitung von individuel-
len Rechtsschutzangelegen-
heiten in Zusammenarbeit 
mit dem Dienstleistungszen-
trum Ost (DLZ Ost) des dbb

 > Bearbeitung von Grundsatz-
angelegenheiten (zum Bei-
spiel Führen von Grundsatz-
verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten, 
Durchführung von Sitzungen 
der Kommission sowie regel-

mäßige Berichterstattung 
auf den Landesvorstandssit-
zungen des SBB)

 > Herausgabe von eigenen 
rechtlichen Informationen 
oder Informationen des DLZ 
Ost an die Mitgliedsgewerk-
schaften des SBB (zum Bei-
spiel Zurverfügungstellung 
von Musterwidersprüchen 
und Musterklagen sowie 
sonstige rechtliche Hinweis-
schreiben)

 > Durchführung von mitglie-
deroffenen Informationsver-
anstaltungen zu wichtigen 
rechtlichen Themen wieder-
um in Zusammenarbeit mit 
dem DLZ Ost

 > Information der Rechts-
schutzbeauftragten der 
Fachgewerkschaften und 
Durchführung von Rechts-
schutztagen

Besonders bewährt hat sich 
die fachliche Begleitung von 
Massenverfahren durch die GK 
Rechtsschutz mit einer Vielzahl 
von Klägern (Mitglieder der 
Fachgewerkschaften) vor den 
Gerichten. Solche Massenver-
fahren, die zwar selten sind, 
aber vorkommen, sind auch 
aufseiten des SBB eine beson-
dere erhebliche Kraftanstren-
gung. Es gilt hier vieles zu orga-
nisieren und die Mitglieder 
rechtlich auf dem Laufenden 
zu halten und sehr gut zu be-
treuen. Solche Massenverfah-
ren sind auch für die Kommissi-
on eine Herausforderung. Wir 
haben uns auch dieser Aufgabe 
gestellt und werden darauf 
achten, den Rechtsschutz ins-
gesamt auf qualitativ hohem 
Niveau zu gewähren.

 Norbert Maroldt,  
 Vorsitzender der  
 GK Rechtsschutz im SBB
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Sachsen führt geschlechtergerechtere Rechtssprache ein

Von wegen mitgemeint
Am 7. Juli 2020 hat die Sächsische Staatsregierung 
beschlossen, dass Gesetze und Rechtsverordnun-
gen im Freistaat Sachsen künftig in einer ge-
schlechtergerechteren Sprache formuliert werden.

Wer kennt sie nicht, die fol-
gende Augen öffnende Ge-
schichte: Ein Vater fährt mit 
seinem Sohn zum Fußball-
spiel. Der Wagen kommt von 
der Straße ab und beide wer-
den schwer verletzt. Noch auf 
der Fahrt ins Krankenhaus 
stirbt der Vater im Rettungs-
wagen. Der Sohn lebt, muss 
aber sofort operiert werden. 
Er wird in den OP-Saal gefah-
ren, wo schon die dienstha-
benden Chirurgen warten. 
Als sie sich jedoch über den 

Jungen beugen, sagt ein Chir-
urg mit erschrockener Stim-
me: 

„Ich kann nicht operieren – das 
ist mein Sohn!“

Spätestens hier wird klar, dass 
die Frauen, hier also die Chirur-
gin und Mutter, beim generi-
schen Maskulinum vielleicht 
mitgemeint sein sollen, sie 
aber eben nicht mitgedacht 
werden! Sind die Frauen in der 
Sprache unsichtbar, so sind sie 

es ebenso in den Köpfen der 
Menschen.

Das widerstrebte auch Justiz- 
und Gleichstellungsministe-
rin Katja Meier: „Die Sprache 
unserer Gesetze ist immer 
noch von einer Zeit geprägt, 
in der Frauen und Männer 
nicht dieselben Rechte  
hatten. 

Es ist mir deshalb ein besonde-
res Anliegen, dass die Gleich-
berechtigung von Frau und 
Mann endlich auch sprachlich 
zum Ausdruck kommt.“

Mit dem Kabinettsbeschluss 
vom 7. Juli 2020 sollen Frauen 
und Männer in Gesetzen künf-
tig also gleichberechtigt sicht-

bar werden. Bislang ist in den 
sächsischen Normtexten nur 
vom Staatsminister oder Schü-
ler die Rede. Doch Sprache ist 
eine Handlung und formt Ge-
danken – was nicht ausge-
sprochen ist, wird auch nicht 
gedacht.

Hiermit wird ein wichtiges im 
Koalitionsvertrag verankertes 
sowie eigenes Anliegen der 
SBB Frauen umgesetzt. Hin-
sichtlich der genauen Auswir-
kungen auf unsere behördli-
che Sprache werden wir uns 
aktiv durch Gespräche und 
Anträge an politische 
Entscheidungsträger(innen) 
einbringen.
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Polizei

Eine Berufsgruppe 
unter General-
verdacht
Seit neun Monaten ist die COVID-19-Pandemie 
in Deutschland präsent. Der gesamte öffentliche 
Dienst in Deutschland arbeitet am Limit, um die 
Pandemie einzudämmen und zu managen. Ein 
Ende ist noch nicht abzusehen. So ist auch die 
Polizei gefordert, gerade wenn schnelles und 
entschlossenes Handeln zur Krisenbewältigung 
notwendig ist. Statt Dank und Anerkennung ih-
rer Arbeit: Rassismusvorwürfe! „Das ist nicht zu 
akzeptieren“, kritisiert Wolfgang Ladebeck, dbb 
Landesvorsitzender Sachsen-Anhalt.

COVID-19 hat das tägliche 
Dienstregime bei der Polizei 
völlig verändert. Die Aufhe-
bung des Lockdowns und 
eine Revitalisierung der Ge-
sellschaft und Wirtschaft ha-
ben zahlreiche Maßnahmen 
erfordert, um die Verlangsa-
mung der Infektionswelle zu 
erreichen. In dieser Phase 
wurde und wird auch in Zu-
kunft die Polizei in ihrer Ge-
samtheit gefordert sein. 

< Deutschland ist das  
sicherste Land

Die Polizeibeamtinnen und 
Polizisten sind es, die sich den 
täglichen neuen Herausforde-
rungen, die die Corona-Epide-
mie mit sich bringt, stellen. 
Nicht umsonst gehört 
Deutschland zu den sichersten 
Ländern der Welt. Aus vielen 
Teilen der Bevölkerung erfährt 
die Polizei in dieser Krise Res-
pekt, Zuspruch, Anerkennung 
und Dank. 85 Prozent der Be-
völkerung in Deutschland ver-
trauen der Polizei. „Das ist der 
Dank für eine professionelle 
Arbeit der Polizistinnen und 
Polizisten“, äußert Ladebeck. 
„In der angespannten Situati-

on verzichten die Polizeibeam-
tinnen und -beamten ohne 
‚Wenn‘ und ‚Aber‘ auf Urlaub 
und dienstfreie Tage. Es wer-
den Dienstzeiten verlagert, 
Mehrarbeit, wie neue Aufga-
ben zur Eindämmung der Pan-
demie, wird freiwillig geleis-
tet. Und das alles neben ihrer 
täglichen Polizeiarbeit.“ Die 
Aufgabenzuwächse und stän-
digen Personalverlagerungen 
in Schwerpunktbereichen sei-
en mittlerweile zum Tagesge-
schäft geworden. 

< Rassismusvorwürfe 
nicht tolerieren

Gerade jetzt, in dieser ange-
spannten Zeit, wäre ein Dank 
der Politik für die geleistete Ar-
beit angebracht. Aber statt 
Dank und Anerkennung zu er-
halten, werde die Polizei mit 
Rassismusvorwürfen konfron-
tiert, die Rechtmäßigkeit der 
Polizeiarbeit infrage gestellt. 
„Die derzeitigen Vorwürfe ge-
genüber der Polizei sind unfair 
und ungerechtfertigt. Sie stel-
len die Polizei unter General-
verdacht“, betont Ladebeck. 
Vor allem ärgert den Gewerk-
schafter, der selbst Polizist ist, 

dass diese Vorwürfe auch aus 
weiten Teilen der Politik kom-
men und eine Studie zu rassisti-
scher Diskriminierung durch 
Polizeibehörden in der Diskussi-
on stehe. „Wir brauchen keine 
Studie über angeblich vorhan-
dene rassistische Strukturen 
und explizit über ‚Racial Profi-
ling‘ durch die Polizei. Eine sol-
che Studie würde lediglich dem 
Misstrauen gegenüber der Poli-
zei nur Vorschub leisten“, kriti-
siert Ladebeck. 

< Vorwürfe haben stark 
zugenommen

Nach dem Vorfall mit George 
Floyd in den USA haben die 
Vorwürfe stark zugenommen. 
Das habe auch extreme Ein-
flüsse auf die Arbeit der Polizei 
auf der Straße. Sobald Kontrol-
len stattfinden, die coronabe-
dingt zugenommen haben, um 
Verordnungen durchzusetzen, 
werde sofort die Kritik laut, 
man würde nur kontrollieren, 
weil die Person offensichtlich 
ausländische Wurzeln habe. 
Das seien Themen, mit denen 
sich die Kollegen derzeit sehr 
viel auseinandersetzen müss-
ten. Fakt ist: Recht und Gesetz 
sind die Leitlinien, an die sich 
die Polizei zu halten habe. 

< Gewalt gegen Polizei-
beamte nimmt zu

Mehr Sinn sehe Ladebeck in 
einer Studie zur Gewalt gegen 
Polizeibeamte. Statistische  
Lagebilder in der Polizei in 
Deutschland beweisen, dass  
es seit Jahren steigende Zahlen 

von aggressiven Angriffen auf 
Polizeibeamte gibt. Nicht nur 
bei Großeinsätzen, sondern 
auch im täglichen Streifen- 
und Einsatzdienst nimmt die 
Gewalt gegenüber Polizeibe-
amtinnen und -beamten zu. 
„Während ganz normalen poli-
zeilichen Handlungen werden 
die Kolleginnen und Kollegen 
der Polizei beleidigt, bespuckt, 
geschlagen und getreten. Das 
können wir nicht weiter hin-
nehmen“, betont Ladebeck. 

< „Racial Profiling“ wird 
strikt abgelehnt

Personenkontrollen, die auf 
„Racial Profiling“ beruhen, 
werden von der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG) 
und dem dbb strikt abgelehnt. 
Sie seien nicht nur rechtswid-
rig, sondern menschenverach-
tend und diskriminierend und 
dürfen in der polizeilichen Pra-
xis keine Anwendung finden. 
Ladebeck: „Bekannt werdende 
Einzelfälle von Diskriminie r un-
gen müssen schonungslos 
aufgeklärt und zeitnah sankti-
oniert werden.“ 

< Hintergrund 

Als Racial Profiling wird das 
Handeln von Polizei, Sicher-
heits- oder auch Einwande-
rungsbehörden bezeichnet, 
wenn dieses auf Kriterien wie 
dem physischen Erschei-
nungsbild basiert – also etwa 
Hautfarbe oder Gesichts-
zügen – sowie auf ethnischer  
Zugehörigkeit, Religion oder 
nationaler Herkunft.
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Fachtagung der DSTG-Frauenvertretung

„Durchblick Querbeet“
„Durchblick Querbeet – Bei uns kommt alles auf 
den Tisch!“ war das Motto der dritten Fachtagung 
der Landesfrauenvertretung der Deutschen Steu-
er-Gewerkschaft (DSTG) Sachsen-Anhalt, die im 
Frühjahr dieses Jahres im Plenarsaal des Finanz-
amtes Bitterfeld-Wolfen stattfand.

Rund 50 Teilnehmerinnen dis-
kutierten über aktuelle The-
men, unter anderem über die 
Rentenlücke der Beamtinnen 
und Beamten mit Anwart-
schaften in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Janine Dietz, Mitarbeiterin der 
Deutschen Rentenversicherung 
Mitteldeutschland und stell-
vertretende Vorsitzende der 
dbb frauenvertretung sachsen-
anhalt, informierte über den 
aktuellen Sachverhalt zu die-
sem Thema. 

< Finanzielle Einbußen in 
der Altersversorgung

Aufgrund der gesamtdeut-
schen Geschichte haben Beam-
tinnen und Beamte in den neu-
en Bundesländern in der 
Vergangenheit oftmals An-
wartschaften in zwei verschie-
denen Altersvorsorgesystemen 
– der Beamtenversorgung und 

der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung – erworben. Dies füh-
re bei den Betroffenen dazu, 
dass diese zwar in der Gesamt-
schau einen lückenlosen Le-
benslauf vorweisen könnten, 
sich jedoch die zu berücksichti-
genden ruhegehaltsfähigen 
beziehungsweise rentenrele-
vanten Anwartschaften auf 
zwei unterschiedliche Alters-
vorsorgesysteme aufteilen. 
Hier sei davon auszugehen, 
dass die Beamtinnen und Be-
amten dadurch finanzielle Ein-
bußen in der Altersversorgung 
hinnehmen müssten. 

Wären die Anwartschaften in 
nur einem Altersvorsorgesys-
tem, nämlich der Beamten-
versorgung, erwirtschaftet 
worden, würde nach Berech-
nungen theoretisch ein höhe-
rer Pensionsanspruch beste-
hen. Die Summe aus der 
derzeitigen Pensionszahlung 
und der zu erwartenden Ren-

tenzahlung reiche bei Weitem 
nicht an den Pensionsanspruch 
heran. Zudem könne aufgrund 
der unterschiedlichen Regelal-
tersgrenzen in den verschiede-
nen Versorgungssystemen eine 
Auszahlung aus der Gesetzli-
chen Rentenversicherung erst 
deutlich später als aus der Be-
amtenversorgung erfolgen.

Demnach würden sich, wenn 
auch zeitlich begrenzt, weite-
re finanzielle Unterschiede  
ergeben. Hinzu komme, dass  
Tarifbeschäftigte nach 45 Le-
bensjahren ab dem 63. Le-
bensjahr Rentenzahlungen 
ohne Abschläge erhalten. Be-
amte hingegen müssten Ab-
schläge bis zu 10,8 Prozent 
hinnehmen. Ausgleich von 
Systemunterschieden sähe,  
so die Bewertung der Teilneh-
merinnen, anders aus. Die für 
die Versorgung der Beamten 
zuständige Bezügestelle hat  
in diesem Zusammenhang 
Aufklärung der Bediensteten 
in Form eines Frage-Antwort-
Kataloges angeboten.

< Enge Zusammenarbeit 
wichtig

Christian Keil, Mitglied der Lan-
desleitung der DSTG Sachsen-
Anhalt und Mitglied im Haupt-

personalrat des Ministeriums 
der Finanzen Sachsen-Anhalt, 
sprach über die Bedeutung der 
Zusammenarbeit der Gewerk-
schaften mit den Personalrä-
ten. Personalräte seien ein 
wichtiges Instrument, um wir-
kungsvoll die Interessen der 
Beschäftigten zu vertreten be-
ziehungsweise um- und durch-
zusetzen. So sei er für die 
Überwachung der Einhaltung 
von Arbeitnehmerrechten und 
-schutzvorschriften, die in be-
stehenden Gesetzen, Tarifver-
trägen, Dienstvereinbarungen 
und Verwaltungsvorschriften 
geregelt sind, verantwortlich. 
Dies erfolge im Rahmen ihrer 
Mitbestimmung, ihrer Mitwir-
kung oder ihrer Anhörung zu 
personellen, sozialen, organi-
satorischen und einer Reihe 
anderer Angelegenheiten 
durch die Dienststelle oder 
aber durch betroffene Kollegin-
nen und Kollegen selbst. 

Den Gewerkschaften werde 
durch das Personalvertretungs-
recht eine Reihe von eigenstän-
digen Befugnissen eingeräumt. 
Grundlegend sei hier der § 2 
Landespersonalvertretungsge-
setz (LPersVG) Sachsen-Anhalt, 
dass die Dienststelle und die 
Personalvertretungen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit 
den in der Dienststelle vertre-
tenen Gewerkschaften zum 
Wohle der Beschäftigten zu-
sammenwirken und sich ihrer 
Unterstützung bedienen kön-
nen.

Beide Bereiche, Gewerkschaft 
und Personalrat, seien wichtig 
und haben jeweils spezielle 
Aufgaben zu erfüllen. Aber ei-
nes wird anhand der ähnlichen 
Themenschwerpunkte beider 
Vertretungen deutlich: Nur 
durch eine enge Zusammenar-
beit von Gewerkschaft und 
Personalrat können die Interes-
sen der Kolleginnen und Kolle-
gen optimal vertreten werden.
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< Großrechnersoftware 
„UNIFA“ kann mehr

Tipps und Kniffe zum digitalen 
Arbeitsplatz „UNIFA“ gab Ka-
ren Eschner, Vorsitzende der 
DSTG-Frauenvertretung Sach-
sen-Anhalt. „UNIFA“ ist die 
Großrechnersoftware der Fi-
nanzverwaltung. Jeder Be-
dienstete arbeitet tagtäglich 

mit dieser Software und nutzt 
neben Fachanwendungen auch 
Trivialprogramme wie Word, 
Excel oder den Dateimanager. 

Schulungen zum Scannen, Mai-
len und Löschen von Dateien 
mit „UNIFA“ wurden den Be-
diensteten bisher noch nicht 
angeboten. Eschner gab den 
Teilnehmerinnen daher im Life-

System einen Überblick über 
die Grundstrukturen der Soft-
ware und deren Verwaltung. 
Unter anderem informierte sie 
über Datenerzeugung, Sortie-
rung von Daten, die Löschung 
sowie auch das Versenden von 
Daten per E-Mail, Download 
aus dem Internet und die res-
sourcenschonende Speiche-
rung von Daten. 

Dass die vermittelten Infor-
mationen sich als praxistaug-
lich und erfolgreich zeigten, 
bestätigte ein Feedback einer 
Teilnehmerin am nächsten 
Tag: „Dank der gegebenen 
Hinweise und gezeigten 
Tricks konnte ich endlich  
meinen digitalen Papier - 
korb leeren.“ 
 

BSBD

Justizvollzugsbeamte sind überlastet
Seit dem Fluchtversuch des Attentäters von Halle Ende Mai dieses Jahres aus der Justizvollzugsanstalt 
(JVA) Roter Ochse in Halle steht der Justizvollzug wieder einmal im Fokus. 

„Solange nichts passiert, ist al-
les schick. Wenn aber was pas-
siert, ist der Vollzug das 
Schlimmste und das Schlech-
teste, was es überhaupt gibt“, 
kritisiert Mario Pinkert, Vorsit-
zender des Bundes der Straf-
vollzugsbediensteten Sachsen-
Anhalt. Seit dem Fluchtversuch 
werde ein ganzer Berufsstand 
niedergemacht und Leistun-
gen, die trotz Personalmangels 
erbracht würden, nicht genü-
gend gewürdigt. 

Gewerkschafter Pinkert sieht 
das größte Problem beim Per-
sonalmangel. Man habe zu vie-
le Standorte für zu wenige Be-

dienstete. Ferner wirft Pinkert 
der Justizministerin vor, dass 
sie zu wenig gegen den beste-
henden Personalnotstand tue. 
In einem Brief von Mitarbei-
tern der JVA Roter Ochse in 
Halle an das Justizministerium 
ist zu entnehmen, dass die JVA 
Roter Ochse 61 Justizvollzugs-
beamte bräuchte, um ordent-
lich arbeiten zu können. Es 
gebe aber nur 42. Man nehme 
in Kauf, dass Kollegen psy-
chisch überlastet würden. 

Bereits 2017 habe der Haupt-
personalrat des Justizministeri-
ums die Landesregierung auf 
das Problem aufmerksam ge-

macht. Sämtliche Bereiche der 
Justiz seien seit Bestehen des 
Landes ständig überlastet. Dar-
aufhin ließ Sachsen-Anhalts 
Justizministerin Anne-Marie 
Keding (CDU) eine Personalpro-
gnose bis 2030 und ein Kon-
zept erarbeiten. Die bevorste-
hende Pensionierungswelle 
sollte mit gleichmäßigen Ein-
stellungen abgefedert werden. 
45 neue Stellen wurden für den 
Justizvollzug geschaffen, aber 
25 konnten nur besetzt wer-
den, da sich nicht genügend 
geeignete Bewerber fanden. 

Wer Justizvollzugsbeamter wer-
den will, muss eine abgeschlos-

sene Berufsausbildung mitbrin-
gen. Es folgt eine zweijährige 
Ausbildung. Das Mindestalter 
liegt bei 20 Jahren. „An die Be-
werber werden natürlich einige 
Anforderungen gestellt, schließ-
lich kann der Beruf nicht von je-
der Person ausgeführt werden. 
Kurz gesagt: Justizvollzugsbe-
amte haben eine große Verant-
wortung und müssen sich daher 
auch erst einmal beweisen“, be-
tont Pinkert. Die Mitarbeiter 
hätten es mit psychologischen 
und medizinischen Problemen 
zu tun, mit Drogenproblemen 
und Fragen der Ausbildung der 
Gefangenen. „Der Job ist sehr 
vielseitig“, sagt Pinkert.  

< JVA Roter Ochse
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dbb jugend

Junges Engagement stärker würdigen
In den vergangenen Monaten haben sich das gesellschaftliche Leben und 
der Arbeitsalltag drastisch verändert. Statt Normalität und Routine über-
schlagen sich die Ereignisse und erfordern ständig neue Maßnahmen. Es 
wäre ein Fehler, sich nur auf die daraus resultierenden Einschränkungen zu 
konzentrieren. 

„Es gilt vielmehr, die nun 
gleichzeitig an vielen Stellen 
verstärkt zum Einsatz kom-
menden Digitalisierungsmaß-
nahmen effektiv zu nutzen“, 
sagt Thorben Fiedler, Vorsit-
zender der dbb jugend sach-
sen-anhalt. „Die Corona-Krise 
hat uns die Bedeutung digita-
ler Technologien für Wirt-
schaft, Verwaltung und Ge-
sellschaft sehr klar vor Augen 
geführt. Die Krise ist ein 
Weckruf, die Digitalisierung 
nun massiv voranzutreiben“, 
betont Fiedler. 

Viele junge Kolleginnen und 
Kollegen seien bereit und 
auch dazu in der Lage, mit den 
modernsten Techniken umzu-
gehen. Doch an ihrem Arbeits-
platz schlage ihnen oft die 
„Steinzeit“ ins Gesicht. Gerade 
um Bürgerinnen und Bürgern 
Verwaltungsleistungen kom-
fortabel digital anbieten zu 
können und vor allem die Ar-
beitsplätze im öffentlichen 
Dienst attraktiver zu gestal-
ten, müsse sich dies schnell 
ändern.

< Chancen für die Nach-
wuchsgewinnung 

„Die Chancen standen nie 
besser, Nachwuchs für den 
öffentlichen Dienst zu ge-
winnen“, betont Fiedler. 
Doch dass sei kein Alleinläu-
fer. Neben einem attraktiven 
Gehalt und dem Ausbau der 
mobilen Arbeit gehöre auch 
eine Wertschätzung dem 
Personal gegenüber.

Neben klassischen Verwal-
tungskompetenzen müssen 

auch IT- und Management-
kompetenzen als gleichwertig 
anerkannt werden und sich 
Karriereperspektiven eröffnen. 

Fiedler halte es gerade mit 
Blick auf den Wettbewerb um 
Nachwuchs- und Fachkräfte 
für unabdingbar, dass die Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes von der neuen Flexi-
bilität wie „Mobiles Arbeiten“ 
und „Homeoffice“ profitieren. 
Natürlich offenbare sich in vie-
len Situationen, wo es noch 
Optimierungspotenzial bei 
den technischen und organi-
satorischen Strukturen gäbe. 
„Aber genau hier liegt die gro-
ße Chance, die Verwaltungs-
strukturen digitaler und zu-
kunftsfähiger zu gestalten 
und flexiblere Arbeitsmodelle 
zu entwickeln“, so Fiedler. Hier 
sollten die Kompetenzen der 

jungen Beschäftigten genutzt 
und weiter ausgebaut werden. 

< Digitalisierung in der 
Ausbildung

Als weiteren wichtigen Aspekt 
einer erfolgreichen Digitalisie-
rung sehe Fiedler in den Inhal-
ten in Studium und Ausbil-
dung. Die Basiskompetenzen 
digitalen Verwaltungshandelns 
und Veränderungskompetenz 
müssten fachspezifisch, be-
rufsgruppen- und laufbahnge-
recht vermittelt werden. „Nur 
so kann eine fortlaufende Mo-
dernisierung der Dienststellen 
gelingen“, betont Fiedler. 

< Beschäftigte vor Gewalt 
schützen

Mit großer Sorge betrachte 
Fiedler die zunehmende Ge-

walt gegenüber den Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst. 
Immer mehr Menschen, die 
im öffentlichen Dienst arbei-
ten, haben Angst im Job. Oft 
trifft es vor allem junge Be-
schäftigte, die in publikums-
nahen Bereichen wie Bürger-
büros eingesetzt werden, um 
dort Berufserfahrung zu sam-
meln. Die Erfahrungen, die  
sie dort machen, sind häufig 
angsteinflößend. Sie fühlen 
sich als Zielscheibe für Ge-
walt und blinden Zorn und 
finden oftmals bei ihrem Ar-
beitgeber nicht die Unter-
stützung, die sie sich erhof-
fen. „Das fördert nicht gerade 
das Interesse junger Men-
schen, sich für einen Job im 
öffentlichen Dienst zu ent-
scheiden“, betont Fiedler. Im 
öffentlichen Dienst zu arbei-
ten, dürfe nicht gefährlich 
sein. 

< Korrektur 

In der Juli/August-Ausgabe 
2020 des dbb regionalmaga-
zins, Landesteil Sachsen-An-
halt, ist der Redaktion im 
Artikel auf Seite 13 „Perso-
nalratswahlen 2020: Neuer 
Termin im Dezember emp-
fohlen“ ein Fehler unterlau-
fen. Dort hieß es: „Die 
Amtszeit für die neu ge-
wählten Gremien beginnt 
zum 1. Januar 2021.“ Das ist 
falsch.

Richtig ist: Wenn wie vom 
Ministerium der Finanzen 
empfohlen, am 2. Dezem-
ber 2020 gewählt wird, 
endet die Amtszeit des 
amtierenden Personalra-
tes unter Anwendung von 
§ 188 Abs. 1 BGB mit Ab-
lauf dieses Tages. Die 
Amtszeit des neuen Perso-
nalrates beginnt am fol-
genden Tag, also bei regel-
mäßigem Verlauf am  
3. Dezember 2020.

< Thorben Fiedler: „Corona-Krise ist ein Weckruf, die Digitalisierung  
voranzutreiben.“
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Personalpolitik

tbb fordert sofortigen Stopp des 
Personalabbaus im öffentlichen Dienst 
Der tbb fordert die Landesregierung dazu auf, 
Personalentwicklung nicht nur auf dem Papier 
festzuhalten, sondern einen Maßnahmenplan 
zum Erhalt der Funktionsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes umzusetzen. 

„Der Freistaat geht sehenden 
Auges in die Fachkräftekrise.
Während unsere Nachbarlän-
der Sachsen und Bayern  
bereits massiv Personal ein-
stellen und Ausbildungskam-
pagnen etablieren, hat Thü-
ringen noch nicht einmal den 
Personalabbaupfad für alle 
Berufsgruppen ausgesetzt. 
Ein Personalabbaustopp bei 
Lehrern und Polizisten reicht 
nicht, denn der dann not-

wendige Ausgleich der Perso-
nalzuführungen bei Schulen 
oder der Polizei als auch den 
bereits von der Landesregie-
rung fortgesetzte Stellenab-
bau von knapp 5 500 Stellen 
können nicht allein durch die 
verbleibenden Bereiche kom-
pensiert werden“, so Andreas 
Schiene, stellvertretender 
Landesvorsitzender des tbb. 
Denn das Personal im Bereich 
Schule und Polizei umfasst 

bereits fast die Hälfte des 
Landespersonalbestandes. 
„Die logische Konsequenz ei-
nes Personalabbaus ohne die 
Bereiche Schule und Polizei 
wäre die komplette Abschaf-

fung der Funktionsfähigkeit 
des „übrigen“ öffentlichen 
Dienstes, solange an den 
Stellenabbauzahlen in der 
Summe festgehalten  
wird.“ 
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< Antrittsbesuch der neuen tbb Landesleitung 
beim Thüringer Innenminister Georg Maier: 
Uwe Sommermann, Nicole Siebert, Innenminis-
ter Georg Maier und tbb Chef Frank Schönborn 
(von links).
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Landesverwaltung

In Ausbildung und  
Digitalisierung investieren
Zu langsame Digitalisierung in Thüringen und die 
viel zu geringe Ausbildungsquote waren am 1. 
September 2020 die prägenden Themen des An-
trittsbesuchs der neuen tbb Landesleitung bei  
Innenminister Georg Maier.

tbb Landeschef Frank Schön-
born und die stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Nicole Sie-
bert und Uwe Sommermann 
stellten die Ausbildungsinitiati-
ve des tbb vor und unterstri-
chen die Dringlichkeit der Digi-
talisierung in der Verwaltung. 
„Thüringen ist laut Digitalisie-
rungsindex das Schlusslicht im 
Ländervergleich“, so Schön-
born, der als Gründe unter an-
derem zu stark diversifizierte 
Handlungskompetenzen und 
fehlende Freistellungen für 

Fachpersonal sowie mangelnde 
finanzielle Ressourcen anführ-
te. Weiter binde die Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes so-
wie die Vorgaben des Transpa-
renzgesetzes zusätzlich Perso-
nal.

Innenminister Maier begrüßte 
das Engagement des tbb und 
wies auf die bereits erreichten 
Erfolge im Bereich der Digitali-
sierung und die Fortschritte bei 
der Einführung der E-Akte hin. 
Die Corona-Pandemie habe für 

einen Digitalisierungsschub in 
den Landesverwaltungen ge-
sorgt. Weiter habe ein ressort-
übergreifender Ansprechpart-
ner für Digitalisierung dazu 
beigetragen, Abläufe zu verbes-
sern und Vorbehalte abzubau-
en. „Digitalisierung fängt in 
den Köpfen an“, bekräftigte 
Maier, der in diesem Bereich 
vor allem die Führungskräfte in 
der Verantwortung sieht.

Schönborn verdeutlichte, wie 
ernst es aus Sicht des tbb um 
die Ausbildung steht: „Der öf-
fentliche Dienst in Thüringen 
liegt mit einer Ausbildungsquo-
te von 3,3 Prozent am Gesamt-
beschäftigtenanteil an letzter 
Position im Ländervergleich.“ 
Der Freistaat müsse seine Aus-
bildungskapazitäten gerade in 

den technischen Berufen be-
reits mit dem Haushalt 2021 
deutlich erhöhen. „Vor allem 
muss über Bedarf ausgebildet 
werden, um Fachkräfte für Thü-
ringen zu gewinnen und zu bin-
den“, so Schönborn. Weiterhin 
bedürfe es neben eines einheit-
lichen und früheren Ausschrei-
bungszeitpunktes für alle Aus-
bildungen im Landesdienst 
auch einer signifikanten Erhö-
hung der Ausbildungsstellen in 
allen Bereichen der Landesver-
waltung.

Innenminister Maier stimmte 
im Ergebnis zu, dass die Ausbil-
dung und die Zahl der Auszubil-
denden für die Zukunft so zu 
entwickeln sei, dass die Landes-
verwaltung ihre Aufgaben auch 
weiterhin erfüllen könne. 
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Ein Drittel aller Beschäftig-
ten scheiden in den nächsten 
zehn Jahren aus. Fast 16 Pro-
zent der Landesbeschäftig-
ten insgesamt (rund 9 600) 
sind 60 Jahre oder älter und 
werden in den nächsten sie-
ben Jahren aus dem öffentli-
chen Dienst ausscheiden. In 
den Kommunen betrifft das 
knapp 6 000 Beschäftigte. Im 
gesamten öffentlichen 
Dienst sind 19 Prozent 55 
Jahre und älter. Damit ver-
liert der öffentliche Dienst in 
Thüringen in den nächsten 
zehn Jahren 34 Prozent sei-
nes Gesamtpersonals (rund 
20 000 Beschäftigte) unwi-
derruflich.

Der Thüringer Rechnungshof 
hatte die im Ländervergleich 
zweithöchste Personalaus-
stattung pro 1 000 Einwoh-
ner kritisiert. „Statistische 
Personalstandsvergleiche 
können nicht alleinige Grund-
lage einer Personalstrategie 
sein, sondern nur ergänzen-
des Element bei der Befas-
sung mit Personalbedarfen“, 
so der tbb Vize. „Wir brau-
chen einen an den Aufgaben 

orientierten zu ermittelnden 
Personalbedarf. Dieser sollte 
grundlegender Maßstab für 
den Personaleinsatz sein.“ 

Vergleiche der Bundesländer 
des Personaleinsatzes pro 
1 000 Einwohner berücksich-
tigen eben nicht die Gege-
benheiten vor Ort. Hinzu 
kommen Unterschiede in der 
Aufgabenverteilung zwischen 
den Bundesländern und dem 
kommunalen Bereich. Nicht 
zuletzt sind nicht alle Bedarfe 
an der Einwohnerzahl auszu-
richten. So sind beispielswei-
se für die Bedarfsberechnun-
gen der Schulen die Anzahl 
der Schüler für die Hochschu-
len, die Anzahl der Studieren-
den, für den Forst- und Land-
wirtschaftsbereich die 
Wald- beziehungsweise Ag-
rarfläche, für den Arbeits-
schutz die Anzahl der Betrie-
be maßgebend. Ein Vergleich 
der Personalbestände auf dis-
aggregierter Ebene wird auch 
dadurch erschwert, dass nicht 
alle der in der Statistik ausge-
wiesenen Funktionen tat-
sächlich von allen Ländern 
wahrgenommen werden. 

< Der geforderte Maßnahmenplan …

… zum Erhalt der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes  
in Thüringen sollte enthalten:

> sofortiger genereller Stopp des Stellenabbaus,

> Evaluierung des Personalbestandes unter Anschaffung und Nutzung 
einer einheitlichen Personalverwaltungssoftware, die auf aktuellem 
Stand auswertbare Informationen über den Personalbestand beim 
Freistaat liefert,

> Umfassende Aufgabenkritik mit der Folge einer am Bedarf orientier-
ten tatsächlichen sach- und fachgerechte Personalausstattung so-
wie die Gestaltung von effizienten und empfängerorientierten Ver-
waltungsabläufen und -strukturen

> Personal- und Wissensmanagement, welches den überproportiona-
len Abgang Bediensteter in den nächsten Jahren aufnimmt, unter 
Schaffung sogenannter „Generationenbrücken“ (zeitweiser Doppel-
besetzung von Stellen, um die Einarbeitung und den Übergang zu 
er möglichen),

> Einführung eines zentralen Personalrecruiting unter Nutzung von 
einheitlicher Bewerbermanagementsoftware zur Unterstützung, 

> strategische, bedarfsorientierte Fort- und Weiterbildung für alle  
Beschäftigten,

> Weiterentwicklung und tatsächliche Anwendung der Personalent-
wicklungskonzepte in allen Bereichen und

> Stellenbesetzungen in transparenten Verfahren sowie

> moderne Arbeitsbedingungen und Arbeitsplatzausstattung.

> Ebenso gehören Wertschätzung, eine Ausbildungsinitiative für Thü-
ringen und ein Ausbau der Digitalisierung essenziell dazu, um Perso-
nal in Thüringen zu gewinnen, zu halten, zu entlasten und zu moti-
vieren.

BDR – Bund Deutscher Rechtspfleger, Landesverband Thüringen

Besuch beim Justizminister 
Der BDR-LV Thüringen stellte sich, vertreten durch 
die Landesvorsitzende Barbara Zwinkau und die 
Jugendbeauftragte Marie-Luise Voigt, am  
21. Juli 2020 dem neuen Justizminister Dirk 
Adams (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vor.

Neben ersten allgemeinen In-
formationen zu Umfang und 
Inhalten unserer alltäglichen 
Aufgaben in der Thüringer Jus-
tiz und den Besonderheiten un-
seres Rechtspflegerstudiums 
wurden die brennenden The-
men der notwendigen Verstär-
kung der Personalausstattung, 
die Personalgewinnung, Aufga-
benübertragungen vom Richter 
auf den Rechtspfleger und vom 

Rechtspfleger auf den Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle, 
die Herausforderungen der  
Digitalisierung sowie bessere 
Möglichkeiten zur Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit und der 
Arbeitsplatzgestaltung (Home-
office mit Anbindung zum 
Fachverfahren) besprochen.

Der Justizminister machte 
deutlich, dass es zwei beson-

dere Ziele seiner zunächst 
kurz bemessenen Amtszeit 
von rund einem Jahr gibt:  
erfolgreiche Haushaltsver-
handlungen für die Justiz zu 
Stellenmehrungen und Stel-
lenhebungen in allen Lauf-
bahnen, besonders für den 
Bereich der IT. Der Stellenab-
baupfad der Landesregierung 
ist, nachdem die Personalnot 
immer deutlicher wurde, erst 
einmal vom Tisch. Als Zwei-
tes: das energische Vorantrei-
ben der Digitalisierung in der 
Justiz.

Wir waren uns einig, dass 
nicht nur Corona deutlich ge-
macht hat, wie weit die Thü-

ringer Justiz beim Thema Di-
gitalisierung hinterherhinkt 
und dass ein schnelleres Vor-
ankommen dringend not-
wendig ist. Es ist nicht mehr 
zeitgemäß, dass zum Beispiel 
Telearbeit in der Thüringer 
Justiz für die Fachverfahren 
noch ein Fremdwort ist.

Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger werden stets 
nur nach Bedarf ausgebildet. 
Der Rechtspfleger ist jedoch 
ein Allround-Talent und wird 
entsprechend mit vielen Zu-
satzaufgaben betraut. Sei es 
in der Verwaltung, in der IT, 
in der Aus- und Fortbildung. 
Dadurch fehlt er an anderen 
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Stellen. In allen Bundeslän-
dern ist der Rechtspfleger ein 
rares Gut. Man kann nur mit 
Tauschpartnern über Landes-
grenzen wechseln. Es gibt 
einfach keinen freien Markt. 
Entsprechend kann nicht zeit-
nah auf besondere personelle 
Anforderungen reagiert wer-
den. Es braucht vier Jahre 
Vorlauf, um einen Rechtspfle-
ger neu zur Verfügung zu  
haben (Haushalt, Auswahl-
verfahren, drei Jahre Ausbil-
dung).

< Digitales Grundbuch

Ein besonderer Diskussions-
schwerpunkt waren die Her-
ausforderungen des Daten-
bankgrundbuchs (DaBaG), 
welches bis 2024 bundesweit 
eingeführt werden soll. Hier-
zu übergaben wir unserem 
Minister einen aktuellen Arti-
kel aus dem Rechtspfleger-
blatt 2/2020. Nach aktuellen 
Berechnungen des Oberlan-
desgerichts würden wir zu-
sätzlich 190 Rechtspfleger 
brauchen, um die Arbeit in 
einem Jahr zu bewältigen! 
Über zehn Jahre verteilt, wä-
ren es zusätzlich 19 Rechts-
pfleger pro Jahr. Berech-
nungsgrundlage: 15 Minuten 
Arbeitszeit pro Grundbuch-

blatt für die Umschreibung 
von rund 1,2 Millionen Thü-
ringer Grundbüchern. Jedes 
Grundbuch muss neu struk-
turiert, geprüft und freigege-
ben werden. 

< Ausbildung ausweiten

Das TMMJV hat das erkannt 
und der Pakt für den Rechts-
staat hätte grundsätzlich die 
Möglichkeit eröffnet, mehr 
Rechtspfleger für die Ausbil-
dung in Thüringen zuzulas-
sen, aber die Realität sieht 
leider anders aus. Ursprüng-
lich sollten 17 Anwärterinnen 
und Anwärter für Thüringen 
2020 ihr Studium beginnen. 
Dank des Paktes sollten es 29 
sein. Tatsächlich können wir 
dieses Jahr nur 20 neue Kolle-
ginnen und Kollegen in die 
Ausbildung schicken. Nach 
harten Verhandlungen wurde 
mit Hessen, die dafür auch 
Abstriche machen mussten, 
dieser Kompromiss gefunden. 
Die Rahmenbedingungen in 
Rotenburg lassen keine höhe-
ren Anwärterzahlen zu, auch 
bedingt durch die Corona-
Pandemie. Entsprechende 
Anfragen an andere Rechts-
pfleger-Fachhochschulen wa-
ren erfolglos, weil alle Länder 
ihr Personal aufstocken müs-

sen. Ob sich für den 2021 be-
ginnenden Studiengang eine 
Lösung finden wird, ist noch 
offen. Da sollten die Thürin-
ger Anwärterzahlen sogar 
weiter steigen. 

Justizminister Adams hat ver-
sprochen, alle Möglichkeiten 
zu prüfen und auszuschöp-
fen, damit wir 2021 die drin-
gend benötigten Rechts-
pfleger in geplanter Zahl 
ausbilden können. 

Gleichzeitig wird nach weite-
ren Möglichkeiten gesucht, 
die enge Personaldecke et-
was zu weiten. Überlegungen 
zu „Grundbucheinsätzen“ wie 
nach der „Wende“ sollten wir 
uns nicht verschließen, da sie 
nötig werden können, um die 
uns bevorstehenden Aufga-
ben zu bewältigen. 

Inzwischen wurden Gesprä-
che mit Kollegen geführt, die 
zeitnah in den Ruhestand ge-
hen oder schon gegangen 
sind, ob sie bereit sind, länger 
zu bleiben oder zeitweise zur 
Arbeit zurückzukehren. Die-
ser Versuch zeigte allerdings 
bisher wenig Erfolg. Als Ver-
band machten wir allerdings 
deutlich, dass eine erneute 
Ausbildung von Bereichs-

rechtspflegern oder die Ein-
stellung von Juristen mit dem 
Ersten Staatsexamen als 
Rechtspfleger keine akzepta-
ble Lösung ist. Dafür liegen 
die im Studium vermittelten 
Inhalte und die spätere Ver-
wendung zu weit auseinan-
der.

Der BDR wies zum Abschluss 
darauf hin, dass zusätzliche 
und neue Aufgaben mit der 
Einführung der E-Akte auf 
uns warten. Der Referenten-
entwurf des BMJV für ein Ge-
setz zur Reform des Vor-
mundschafts- und 
Betreuungsrechts verspricht 
ebenfalls Mehrarbeit und 
mehr Zeiteinsatz für uns 
Rechtspfleger in diesen 
Rechtsgebieten. 

Die vielen Herausforderun-
gen machen die Notwendig-
keit von gut ausgebildetem 
und vor allem ausreichendem 
Personal sehr deutlich. Als 
Vertreter unseres Verbandes 
hatten wir im Gespräch den 
Eindruck, dass der Justizmi-
nister dies erkannt hat und 
sich hierfür in seiner Amtszeit 
starkmachen wird. 

 Barbara Zwinkau  
 und Marie-Luise Voigt

GDL Gewerkschaft der Lokomotivführer, Ortsgruppe Erfurt

Tag des Zugpersonals
Am 14. September 2020 findet zum vierten Mal 
der Tag des Zugpersonals der GDL statt.

Die Planungen dafür laufen 
auf Hochtouren, damit es 
auch in diesem Jahr trotz Co-
rona-Pandemie wieder ein 
gelungener Tag des Dankes 
für das Zugpersonal in allen 
Eisenbahnverkehrsunterneh-
men wird. Aktuell sind die 
Standorte in Erfurt, Frank-
furt, Kassel und Darmstadt 
dafür vorgesehen. 

In Erfurt wird der Stand der 
GDL wie auch die letzten Jah-
re im Bahnhof hinter dem In-
fopunkt zu finden sein. In der 
Zeit von 10 Uhr bis 15 Uhr 
werden dort die Kollegen in-
teressierten Mitarbeiter der 
Eisenbahnverkehrsunterneh-
men über die Ziele der GDL 
und die Leistungen des Fair-
nessPlan informieren. 

< Impressionen vom Tag des Zugpersonals aus 2019
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BDF – Bund Deutscher Forstleute, Landesverband Thüringen

Das Grüne Herz stockt
Wer seit 2018 aufmerksam durch Thüringen fuhr 
und immer mal den Blick in den Wald schweifen 
ließ, hat sicherlich schon mitbekommen, dass 
nicht mehr alles in sattem Grün erscheint. 

Zunehmend mischen sich 
schon im Frühjahr oder zeiti-
gen Sommer Brauntöne in die 
Landschaft. Und damit sind 
keine Brachflächen der Land-
wirtschaft gemeint.

Seit den Herbst- und Winter-
stürmen vermehrte sich zu-
nehmend der Borkenkäfer und 
fand dann mit der Dürre und 
großen Hitzeperiode von 2018 
ideale Fortpflanzungsbedin-
gungen. Große Flächen fielen 
ihm zum Opfer. Zunächst wa-
ren „nur“ Fichtenbestände be-
troffen. Doch die Dürre hielt 
weiter an. Auch das Jahr 2019 
ging in die Geschichtsbücher 
der Hitze- und Trockenheitsre-
kordjahre ein. Was die Forstex-
perten erst nur befürchteten, 
trat dann tatsächlich ein. Auch 
Laubholzwälder schwächelten 
zunehmend. Im Frühjahr 2019 
starben auch Buchenwälder – 
gerade auch ältere Bäume, so-
gar im Nationalpark Hainich.

Mit Zahlen soll hier nicht ge-
spielt werden. Diese sind über-
morgen sowieso längst wieder 
Makulatur. Fakt ist, dass die 
Waldschäden durch Stürme, 
Trockenheit, Borkenkäfer, 
Waldbrände usw. ein bisher nie 
dagewesenes Ausmaß anneh-
men und noch keine Besserung 

in Sicht ist. 2020 hat noch kei-
ne Erholung gebracht. Exper-
ten sehen einen Höhepunkt 
frühestens im nächsten Jahr. 
Die Klimaprognosen sehen 
eher düster aus. Der Wald mit 
seinen vielen wertvollen Leis-
tungen für uns Menschen ist in 
Gefahr, obwohl er eigentlich 
selbst die Lösung im Klima-
wandel sein soll. Er bindet Koh-
lendioxid und entzieht es da-
her der Atmosphäre. Der Wald 
ist der Klimaschützer schlecht-
hin. Nicht nur deshalb ist seine 

Bewahrung so wichtig. Er ist 
auch Arbeitgeber, Lebensraum, 
Erholungsort. Wer vom Wald 
lebt, hat ein Problem. Die Holz-
preise sind im Keller. Aufräum-
arbeiten sind teuer, fast unbe-
zahlbar, die Aufforstung oder 
der Waldumbau erst recht.

Die Waldeigentümer haben 
keine nennenswerten Einkom-
men mehr. Das geht auch Thü-
ringenForst als Landesforstver-
waltung so. Hier muss eine 
andere Finanzierung her. Die 
privaten Eigentümer sprechen 
von Flächenprämie. Thüringen-
Forst benötigt deutlich mehr 
Geld als Zuführung. Außerdem 
benötigt man sehr viel Kapazi-
tät für die Beratung der 
Waldeigentümer(innen), für 

die Steuerung von Wiederauf-
forstung, natürlicher Wieder-
bewaldung, dem Waldumbau. 
Es müssen viele Antworten ge-
funden werden. Welche Bau-
marten sind künftig geeignet? 
Wie sieht der Wald von mor-
gen aus? Wie finanziert sich die 
Forstwirtschaft?

In den letzten 30 Jahren wur-
de 40 Prozent des Forstperso-
nals abgebaut. Auch hier muss 
ein deutlicher Gegentrend ein-
setzen. Denn qualitätsvolle 
Waldpflege braucht mehr 
Menschen auf der Fläche. Da-
mit das grüne Herz auch mor-
gen noch kraftvoll weiter-
schlägt. 
 Jens Düring,  
 Pressesprecher BDF Thüringen

< Geschädigte Waldfläche in der Nähe der Wartburg am Rennsteig
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Geplant ist auch, den Kolle-
gen, die nicht die Möglich-
keit haben, unseren Stand-
ort aufzusuchen, direkt an 
den Zügen einige Informa-
tionen zukommen zu las-
sen. 

Selbstverständlich ist dieser 
Tag des Zugpersonals auch 
eine Danksagung an das ge-
samte Personal, welches die 
ganze Zeit für die Reisenden 
alles gegeben haben, damit 
unsere Fahrgäste trotz so man-

cher Unannehmlichkeiten ihre 
Reiseziele erreichen. 

Ins Leben gerufen wurde dieser 
Tag vor vier Jahren vom bun-
desweiten Arbeitskreis der 
Zugbegleiter, um den Kollegen 

des Zugpersonals Danke für die 
geleistete Arbeit zu sagen, wel-
ches die Arbeitgeberseite zu-
meist nicht erkennen lässt. 

 Oliver Reichert,  
 GDL-Ortsgruppe Erfurt

> dbb regional magazin | September 2020

dbb regional <

Th
ür

in
ge

n

19



INFORMATIONEN FÜR BEAMTE
UND ARBEITNEHMER

M E H R W I S S E N A L S A N D E R E . B E S T E L L E N S I E J E T Z T .

Laufbahnrecht in der Praxis

5., überarbeitete Auflage 2020

P E C H S T E I N

Laufbahnrecht in Bund und Ländern

S C H R I F T E N R E I H E B A N D 1 3 0Der Inhalt im Überblick:
• Bundes- und Landesrecht
• gesetzliche Regelungen und Laufbahnverordnungen
• Gesetzesbegründungen, Verwaltungsvorschriften,

Anmerkungen, Rechtsprechungsnachweise

Was Sie davon haben:
• Zusammenfassung des in der Bundesrepublik

geltenden Laufbahnrechts, das sich aufgrund der
Föderalismusreform I zunehmend auseinander-
entwickelt.

• praxisorientierte Kommentierung
• Das Buch ermöglicht erstmals den unmittelbaren

Vergleich der verschiedenen landes- und bundes-
rechtlichen Laufbahnbestimmungen.

• geeignet für Behörden, Kanzleien und Gerichte

So bestellen Sie ganz einfach:
Sie können mit untenstehendem Bestellcoupon per Post,
Fax, E-Mail oder über unseren Onlineshop bestellen.

1396 Seiten
5., überarbeitete Auflage 2020
€ 58,90* je Exemplar
ISBN 978-3-87863-229-0
* inkl. MwSt. zzgl. Porto und Verpackung

DBB Verlag GmbH
Friedrichstraße 165 · 10117 Berlin
Telefon:030.7261917-23
Telefax: 030.7261917-49
E-Mail: vertrieb@dbbverlag.de
Internet: www.dbbverlag.de
Onlineshop: shop.dbbverlag.de

BESTELLCOUPON Zuschicken oder faxen

 –– Exemplar/e »Laufbahnrecht in Bund und Ländern«
(€ 58,90 zzgl. Porto und Verpackung)

 Verlagsprogramm

Name

Anschrift

Telefon/E-Mail (freiwillig)

Widerrufsrecht: Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen.
Die Frist beginnt mit Absendung dieser Bestellung. Zur Einhaltung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des
Widerrufs an: DBB Verlag GmbH, Friedrichstraße 165, 10117 Berlin, Tel.: 030.7261917-23, Fax: 030.7261917-49,
E-Mail: vertrieb@dbbverlag.de.
Werbeeinwilligung:  Ja, ich bin damit einverstanden, dass mich die DBB Verlag GmbH über eigene Produkte
(gedruckte und elektronische Medien) und Dienstleistungen über den Postweg oder per E-Mail informiert. Die von mir
gemachten freiwilligen Angaben dürfen zu diesem Zweck gespeichert, verarbeitet und genutzt werden. Der werb-
lichen Verwendung meiner Daten kann ich jederzeit widersprechen, entweder durch Mitteilung per Post an die DBB Ver-
lag GmbH, Friedrichstraße 165, 10117 Berlin, per E-Mail an vertrieb@dbbverlag.de, per Fax an 030.7261917-49 oder
telefonisch unter 030.7261917-23. Im Falle des Widerspruchs werden meine Angaben ausschließlich zur Vertrags-
erfüllung und Abwicklung meiner Bestellung genutzt.

Datum/Unterschrift

N E U A U F L A G E

_2P9IQ_EAZ_U4_Regional_Magazin_6_2020.pdf; s1; (210.00 x 297.00 mm); 08.May 2020 13:00:35; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien


